
Arbeitsgericht Frankfurt am Main 

Az.:· 19 Ca 2703/16 · 
.,- Mdl z. K. Wiedervorlage \!> 

<;,1 Rückspracho 
DGB Rechtsschutz. GmbH 

ßü1·0 Franitiurt/M. 

17, NOV. 2016 

Er1odlgl 
..... .. ............... ..... ................... __ , __ 

In ·dem Rechtsstreit 

· Proz.-Bev.: 

..................... 

Namen des Voikes 

Urteil 

Verkündet am: 
6. Oktober 2016 

gez. Tolmezzo-Favreau 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

DGB Rechtsschutz GmbH, Büro Frankfurt, Wilhelm-Leuschner-Straße 69 - 77, 
60329 Frankfurt am Main 

Kläger 

Geschäftszeichen 
• 00434-16 • 

gegen 

Beklagte 

Proz.-Bev.: Geschäftszelchen 
HessenChemie, Arbeitgeberverband Chemie und verwandte Industrien für das Land - PR-03669/16/HUFr -
Hessen e. V., Murnaustraße 12, 65189 Wiesbaden 

hat das Arbeitsgericht Frankfurt am Main, Kammer 19, 
auf die mündliche Verhandlung vom 6.' Oktober 2016 

durch die Richterin Dr. Daus als Vorsitzende 
und den ehrenamtlichen Richter Hasper 
und den ehrenamtlichen Richter Loesdau 

für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird verurteilt, derri Urlaubskonto des Klägers weitere 10 Tage hinzuzufügen. 

Vori den Kosten des Rechtsstreits hat der Kläger 23,08 % und die 8eklagte 76,92 % zu tragen. 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 1.333,33 EUR festgesetzt. 

_ ___ P'--'r=otc.=5c1c0=0=0 ___ ·-·- ·---
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Tatbestand 

Die Parteien streiten um die Gutschrift von Urlau~stagen auf dem Urlaubskonto 

des Klägers und im Zusammenhang hiermit um die Verpflichtung der Beklag­

ten, Urlaubstage des Klägers über einen bestimmten Stichtag hinaus zu über­

tragen . 

Der zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung 59 Jahre alte Kläger ist bei der 

Beklagten seit dem ~ahr 1972 als Maschinenschloss~r. zuletzt zu einem Brut­

tomonatsgehalt von€ 4.000,00 beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis findet der 

Manteltarifvertrag für die chemische Industrie vom 24. Juni 1992 in der Fassung 

vom 16. März 2009 (im Folgenden: MTV) Anwendung . Dieser enthält u. a. die · 

folgenden Regelungen: 

(. . .) 

,,§ 12 

Urlaub 

,. 
Urlaubsanspruch 

-
1. Der Arbeitnehmer hat für jedes Kalenderjahr Anspruch auf einen 

bezahlten Urlaub. 

2. Das Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. 

( .. .) 
11. D.er Urlaub ist spätestens bis 31. März des folgenden Kalenderjah­

res zu gewähren. 

· Der Urlaubsanspruch erlischt, wenn er nicht bis dahin geltend ge­

macht worden Ist. 

II. 

Urlaubsdauer 

1. Der Urlaub beträgt 30 Urlaubstage." 
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Zu em dem MTV vorangegangenen _Manteltarifvertrag für gewerbliche Arbeit­

ne mer und Angestellte in der chemischen Industrie vom 24.März 1979 veröf­

fen lichten die Tarifvertragsparteien im Hinblick auf dessen § 12 Abs . 1 Ziff. 10, 

de wörtlich mit § 12 Abs . . 1 Ziff. ·11 MlV übereinstimmte, ein Dokument (im 

Fo genden: ,,Äuthenti.sch.e Interpretation" vom 23. März 1984), das auszugswei­

se den folgenden Inhalt hat: 

,,§ 12 I Ziffer 1 O Satz 1 des Manteltarifvertrages für gewerbliche Arbeit­

nehmer und Angestellte in der chemischen Industrie vom 24. März 1979 

wird von den Manteltarifvertragsparteien wie folgt authentisch interpre­

tiert: 

Nach ObereinsUmriJender Auffassung der Tarifvertragsparteien re­

gelt § 12 I Ziffer 1 O Satz 1 MTV keine generelle Übertragbarkeit 

des Urlaubs. Vielmehr ist der Ur/au~ im jeweiligen Kalenderjahr Zl/ 

nehmen b·zw. zu gewähren. Ausnahmsweise ist eine Übertragung 

des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr nur aus dringenden be-
. . 

trieblichen ' Gründen oder in der Person des Arbeitnehmers liegen-

den Gründen möglich." 

ezüglich des vollständigen Inhalts der „Authentischen Interpretation" vom 

3. März 1984vom 23. März 1~84 wird auf die in der Akte befindliche Kopie 

1. 93 d.A) Bezug genommen. 

ejnem an seinen _Vorstand, die Tarifkommission sowie die Mitglieds- und ·se­

irksverbände gerichteten Schreiben vom 26. März 1984 (BI. 94 d.A) teilte der 

undesarbeitgeberverband Chemie e.V. (im folgenden: Schreiben vom 

6. März 1984) auszugsweise Folgendes mit: 

-4-
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,, Verschiedentlich haben Arbeitnehmer und Betriebsräte die unzutreffen-
de Ansicht vertreten, die Tarifvorschrift gebe einen Anspruch auf beliebi­
ge Übertragbarkeit von Resturlaub. Auch ist § 12 I 1 O MTV ?U Unrecht 
als Begründung dafür herangezogen worderi, daß die Tarifverttagspar­
teien eine vom Bunctesur/aubsgesetz abweichende Regelung getroffen 
haben. 

Um diese für die betriebliche Praxis wichtigen Fragen der Urlaubsgewäh­
rung und -Obertragung für die chemische lndus_trie verbindlich zu klären, 
haben Wir mit dem Hauptvorstand der Industriegewerkschaft Chemie­
Papier-Keramik in der als Anlage beigetagteh authentischen Interpretati­
on der o. a. Tarifvorschrift festgestellt, daß nach übereinstimmender Auf­
fassung der Tarifvertragsparteien § 12 I Ziff. 10 Satz 1 MTV keine gene- · 
relle Übertragbarkeit des Urlaubs regelt. Vielmehr ist der Urlaub im jewei­
ligen Kalenderjahr zu nehmen bzw. zu gewähren. Ausnahmsweise ist ei­
ne Übertragung des Urlaubs auf das nächst Kalenderjahr nur aus drin­
genden betrieblichen· Gründen oder in der Person des Arbeitnehmers lie­
genden Gründen möglich. 

Diese gemeinsame Ausleg_ung ist fOr die tarifgebundenen gewerblichen 
Arbeitnehmer und Angestellten sowie für die Arbeitgeber der chemischen 
Industrie und tar die Arbeitsgerichte verbindlich." 

Unter dem 02. Juli 1990 wurden zwischen dem Bundesarbeitgeberverband 
Chemie e.V. und der Industriegewerkschaft Chemie-Papier-Keramik in einem 
Dokument (BI. 95 f. d.A.) verschiedene Leitlinien (im Folgenden: Leitlinien vom 
02. Juli 1990) festgelegt, die u.a. den folgenden Inhalt hatten: 

11§ 12 I Ziffer 10 Satz 1 MTV wird von den Manteltarifvertragsparjeien wie 
folgt authentisch interpretiert: 
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§ 12 / Ziffer 10 Satz 1 regelt keine generelle Übertragbarkeit des 

Urlaubs. Vielmehr ist der Urlaub im jeweiligen Kalenderjahr zu 

nehmen bzw. zu gewähren. 

A_usnahmsweise ist eine Übertragung des Urlaubs auf das nächste 

. 
. 

Kalenderjahr nur aus dringenden betrieblichen Gründen oder in 

der Person des Arbeitnehmers liegenden Gründen i11ög/ich." 

Urlaubsjahr 2015 nahm der Kläger am 15. Mai sowie am 05. Juli 2015 Je-

. 

. 

v\eils einen Tag Urlaub. Vom 16. Oktober 2015 bis einschließlich 25. März 2016 

ar der Kläger arbeitsunfähig erkrankt. 

nter dem 15. März 2016 wandte sich der Kläger schriftlich an die Beklagte und 

ilte in diesem Schreiben, hinsichtlich dessen vollständigen Inhalts auf die in 

er Akte befindliche Kopie (BI. 87 d.A.) Bezug genommen wird, auszugsweise 

olgendes mit: 

,,Urlaubsantrag, Antrag auf verlängerte Übertragung des Restur­

laubs von 2015 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus dem Jahre 2015 stehen mir noch 28 tage Resturlaub zu. Auf Grund 
f 

• 

meiner Erkrankung konnte ich meinen Jahresurlaub im Jahr 2015 nicht 

antreten. Aus qiesem Grund beantrage ich meinen Resturlaub aus dem 

Jahr 2015 ab den 30. März 2016. 

Falls die Gewährung meines Restµr/aubs aus dem Jahr 2015 ab den 

30. März 2016 nicht möglich ist, beantrage ich die Übertragung der Rest­

urlaubstage (lber den 31. März 2016 hinaus und bitte um schriftliche Ge­

nehmigung bis zum 24. März 2016." 

- 6 -



19 Ca 27q3/16 

- 6 -
Mit Schreiben vom 22. März 2016, hinsichtlich dessen vollständigen Inhalts auf die in der Akte befindliche Kopie (BI. 6 d.A.)Bezug genommen wird, _teilte die Beklagte dem Kläger mit! ·dass sie ledigli9h den gesetzlichen Urlaubsanspruch in Höhe von 15 Tagen über den 31. März2016 hinaus im Urlaubskonto des Kläg~rs übertragen werde. 

Im Zeitraum vom 29. bis einschließlich 31. März 2016 wurden dem Kläger ins­ges_amt 3 Tage Urlaub gewährt. ln ·der Folge übertrug die Beklagte lediglich 15 Urlaubstage im Urlaubskonto des Klägers über den 31 . März 2016 hinaus 

Der Kläger vertritt die Auffassung, dass insgesamt 25 Urlaubstage aus dem Urlaubsjahr 2015 über den 31. März 2016 hinaus zu übertragen gewesen seien . Die streitgegenständlichen 10 Urlaubstage seien nicht mit Ablauf des 31 . März 2016 verfallen. Dies ergebe sich daraus, dass er aufgrund andauern­der Arbeitsunfähigkeit nicht in der Lage gewesen sei, seinen Urlaubsanspruch . im Jahr 2015 vollständig zu nehmen. Es könne insoweit auch nicht zwischen gesetzlich festgeschriebenem Mindesturlaub und dem tariflich vorgesehenen Mehrurlaub unterschieden werden, da die Regelung des MTV weder· eine aus­reichende Differenzierung zwischen gesetzlichem Urlaub und tarifvertraglichem Mehrurlaub vorsehe, riech den tariflichen Mehrurlaub einem eigenen, von dem des gesetzlichen Mindesturlaubs a_bweichenden Fristenregime unterstelle. In­soweit müsse auch die „Authentische Interpretation" vom 23. März 1984 zur Auslegung des Tarifvertrags herangezog_en werden , die durch das Schreiben vom 26. März 1984 und die Leitlinien vom 02. Juli 1990 bestätigt worden s~i. Hierin werde klargestellt, dass keine unterschiedliche Behandlung des tarifli­chen Mehrurlaubs und d~s gesetzlichen Mindesturlaubs erfolge. Es sei daher . 
' . von ein~m Gleichlauf des gesetzlichen Urlaubsanspruchs und des Anspruchs auf tariflichen Mehrurlaub auszugehen, so dass aufgrund der Arbeitsunfähigkeit des Klägers der komplette Urlaubsanspruch in Höhe von 25 Tagen aus dem Jahr 2015 über den 31. März 2016 hinaus habe übertragen werden müssen. 

-7-
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Mit Klageschrift vom 20. April 2016, bei _Gericht am gleichen Tage eingegange~ 

un der Beklagten am 28. April 2016 zugestellt (Postzustellungsurkunde BI. 16 

d .. ) hat der Kl~ger Klage erhoben und zunächst die Feststellung, dass dem 

KI ' ger aus dem Kalenderjahr 2015 noch 28 Tage Resturlaub zustehen, sowie 

di Verurteilung der Beklagten, dem Urlaubskonto des Klägers 13 Tage hinzu-. 

zu ügen, begehrt. In der Güteverhandlung vom 13. Juni 2016 (Protokofl 

BI 33 d.A.) hat der Kläger erklärt, dass die Gutschrift auf dem Arbeitszeitkonto · 

a s seiner Sicht r.iur 1 O Tage betragen müsse. In der mündlichen Verhandlung 

v m 06. Oktober 2016 (Protokoll BI. 107 d.A.) _hat der Kläger die Klage teilweise 

z rückgenommen. 

er Kläger beantragt nunmehr, 

die Beklagte zu verurteilen, dem Urlaubskonto des Klägers weitere 10 

Tage hinzuzufügen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte vertr}tt die Auffassung, dass sie nicht verpflichtet gewesen sei, den 

Urlaubsanspruch · des Klägers vollständig, inklusive dem tarifvertraglichen 

Mehrurlaub, über den 31 . März 2016 hinaus zu übertragen t1nd damit mehr als 

die übertragenen 15 Urlaubstage dem Urlaubskonto des Klägers weiter gutzu­

schreiben. Sie meint ebenfalls, dass bei der Auslegung des § 12 MTV die „Au­

thentis_chen Interpretation" vom 23. März 1984, das "Schreiben vom 26. März 

1984 und c:Jie Leitlinien vom . 2. Juli 1990 zu berücksichtigen seien. Insoweit sei 

nicht davon auszugehen, dass eine Übertragung des Urlaubsanspruchs ohne 

die im Gesetz vorgesehenen Gründe über d_as Ende eines Kalenderjahres hin-
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aus erfolge. Allerdings sei die Übertragung des Urlaubs aus dem Jahr 2015 

über den 31. Dezember 2015 hinaus im Falle des Klägers anzunehmen. Die 

Beklagte m~int zudem, dass§ 12 Abs . 1 Ziff. 11 MTV dahingehend auszulegen 

sei, dass eine Übertragung des Urlaubsanspruchs über den 31. März des fol­

genden Kalenderjahres gründsätzlich nicht möglich sei. Dies gelte im Hinblick 

auf tarifvertraglichen Mehrurlaub, der aufgrund von· Arbei1sunfähigkeit nicht ha­

be genommen werden können, ebenfalls . Es genüge insbesondere auch nicht, 

dass ein Arbeitnehmer den Urlaub bis spätestens 31 . März des folgenden Ka­

lenderjahres beantrage. Insoweit sei § 12 Abs. 1 Ziff. 11 MTV dahingehend 

auszulegen, dass der tarifvertragliche Mehrurlaub bis spätestens zum 31. März 

des folgenden Kalenderjahres gewährt und auch bis zu diesem Zeitpunkt ge­

nommen werden müsse, um nicht zu verfallen . Dies ergebe sich insbesondere 

auch bei Zugrundelegung der „Authentischen Interpretation" vom 

23. März 1984, des Schreibens vom 26. März 1984 und der Leitlinien vom 

2. Juli 1990. Es sei nicht nachvollziehbar, warum die Tarifvertragsparteien be­

reits an eine Übertragung des Urlaubs über den 31 . Dezember des Kalender­

jahres hinaus strengere Anforderungen hätten stellen wollen als an eine Über­

tragung über den 31. März.des folgenden Kalenderjahres hinaus. 

Wegen des weiteren Sachvortrags der Parteien, ihrer Beweisantritte und der 

von ihnen überreichten Unterlaugen sowie ihrer Rechtsausführungen im Übri-. . . . . . 

gen wird ergänzend auf den gesamten Akteninhalt Bezug genommen 

(§ 313 Abs. 2 ZPO). 

- 9 -
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Die Klage ist, soweit sie nach ·der erfolgten Teil-Klagerücknahme noch zur Ent­

sc eidung anstand, zulässig und begründet. Der Kläger hat einen Anspruch auf 

Gutschrift in Höhe von 10.Urlaubstagen auf seinem Urlaubsk9nto. 

1. Dem Kläger steht aus dem Jahr 2015 noch ein Anspruch auf insgesamt 

. 
. . 

25 Urlaubstage zu, die er aufgrund seiner Arbeitsunfähigkeit nicht bis zum Ab-

la f des Kalenderjahres 2015 neh_men konnte . Dieser An·spruch ist nicht, auch 

ni ht in dem streitgegenständlichen Umfang von 10 Tagen, zurry Ablauf des 

31. März 2016 erloschen. 

1. Die 25 Urlaubstage wurden zunächst gemäß § 12 Abs. 1 Ziff. 11 MTV 

je enfalls über den . Ablauf des 31. bezember 2015 _hinaus bis zum 

3 . März 2016 übertragen. Dies ist zwischen den Parteien nicht streitig. Die Be­

k) gte hat in der mündlichen Verhandlung v·om 06. Oktober 2016 mitgeteilt, 

d ss auch nach ihrer-Auffassung im vorlieQenden Fall die aus ihrer Sicht erfor­

d rliche·n ~ründe für eine Übertr~gung des Urlaubs über den 31. Dezember des 

rlaubsjahres hinaus im Falle .des Klägers vorgelegen hätten. 

Die vollständigen 25'nicht genommen~n Urlaubstage aus dem Kalender- . 

j hr 2015 waren jedoch auch über den 31. März 2016 hinaus zu übertragen„ 

er Urlaubsanspruch ist nicht, auch nicht im Hinblick auf die streitgegenständli:­

hen 1 O Tage tariflichen Mehrurlaubs, mit Ablauf des 31'. März 2016 erloschen. 

Die Übertragung der unstreitig noch bestehenden gesetzlichen Mindest­

rlaubsansprüche in Höhe von 15 Tagen aus dem Jahr 2015 sind bereits auf­

run_d der gebotenen richtlinienkonformen ·Auslegung von § 7 Abs. 3 und Abs. 4 

UrlG nicht zum Ablauf des 31 . März 2016 erlosc.hen. § 7 Abs. ~ BUrlG ist bei 

ugrundelegurig der Ziele des Art. 7 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2003/88/EG 

des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 04. November 2003 über 

-10 -
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bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung und des regelmäßig anzuneh-
menden Willens des nationalen Gesetzgebers zw ordnungsgemäßen Umset­
zung von Richtlinien so zu verstehen, dass gesetzliche Urlaubansprüche ·nicht 
erlöschen, wenn Arbeitnehmer bis zum Ende des Urlaubsjahre~ und/oder des 
Übertragungszeitraums erkrankt und deswegen arbeitsunfähig sind (BAG, Urteil 
vom 24.03.2009 - 9 AZR 983/07; zit nach juris). Danach sind die aus dem ge­
setzlichen Mindesturlaub resultierenden 15 Tage Urlaub nicht zum Ablauf des 
31 . März 2016 erloschen. Dies ist zwischen den Parteien auch nicht streitig. Die 
Beklagte hat unstreitig 15 Tage Urlaub über den 31. März 2016 hinaus übertra­
gen. 

b. Hinsichtlich der streitigen 10 Urlaubstage, die dem tariflichen Mehrurlaub 
entspringen, ergibt sich die Übertragung des Urlaubsanspruchs über den 
31. März 2016 hinaus nicht bereits aus der Tatsache, dass der Kläger im · 
Jahr 2015 arbeitsunfähig erkrankt war. 

aa. Im Falle fortdauernder Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitnehmers ist der 
· gesetzliche Mindesturlaubsanspruch nach dem oben Gesagten aufgrund uni­
onsrechtlicher· Vorgaben entgegen der Regelung in § 7 Abs. 3 Satz 3 BUrlG 
nicht'bis zum 31·. März des Folgejahres befristet. Diese unionsrechtlichen Vor­
gaben betreffen jedoch ausschließlich den Mindesturlaubsanspruch von vier 

· Wochen. Den Mitgliedsstaaten steht es frei, Arbeitnehmern über diesen hinaus 
Urlaubsansprüche einzu.räumen und die Bedingungen für die Inanspruchnahme 
ünd Gewährung des Mehrurlaubs nach nationalem Recht festzulegen. Ebenso 
können Tarifvertragsparteien Urlaubsansprüche, die den von -Art. 7 Abs . 1 der 
Richtlinie 2003/88/EG gewährleisteten und von §§ 1, 3 Abs. 1 BUrlG begründe­
ten Anspruch auf Mindestjahresurlaub von vier Wochen übersteigen, frei regeln. 
Diese Befugnis schließt die Befristung des Mehrurlaubs ein. Einern von Tarif­
vertragsparteien angeordneten Verfall tariflichen Urlaubs steht Unionsrecht da­
mit nicht entgegen (BAG, Urteil vom 22.05.2012 - 9 AZR 575/10; zit. nach ju­
ris) . Voraussetzung hie~ür ist, dass die Tarifvertragsparteien eine von § 7 Abs . 
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3 UrlG abweichende, eigene· Regelung getroffen haben, wofür deutliche An-

hal spunkte vorliegen müssen (BAG, U. v. _22.05.2012- 9 AZR 575/10; zit. nach 

jur· ). Fehlen solche; ist von einem Gleichlauf des gesetzlichen Urla1,1bsan­

sp uchs und des Anspruchs auf tariflichen Mehrurlaub auszug~hen. Ein Gleich­

la f ist nicht gewollt, wenn die Tarifvertragsparteier) entweder bei der Befristung 

u Übertragung bzw. beim Verfall des Urlaubs zwischen gesetzlichem Min­

d sturlaub und tariflichem Mehrurlaub unterschieden oder sich vom . gesetzli­

c en Fristenregime gelöst und eigenständige, vom BUrlG abweichende Rege­

lu gen zur Befristung und Übertragung b~. zum Verf~II des Urlaubsanspruchs 

g troffen haben (BAG, Urteil vom 17.11 .2015 - 9 AZR 275/14; zit. nach juris). 

Bei Zugrundelegung dieses Maßstabs sind dem MTV die erforderlichen 

·. 

' 

utlichen Anhaltspunkte dafür zu entnehmen, dass die Tarifvertragsparteien 

ischen gesetzlichem Mindei;;turlaub und tariflichem Mehrurlaub unterschei­

en wollten, da sie den tariflichen Mehrurlaub einem eigenständigen, vom 

UrlG abweichenden Fristenregime unterstellt h~ben. 

1) Nach dem Wortlaut des § 12 Abs. 1 Ziff. 11_ MTV ist der Urlaub bis spä­

estens 31. März des folgenden Jahrs zu gewähren (Satz 1) und erlischt, wenn 

r nicht bis dahin geltend g'emacht worden ist (Satz 2) . .Damit wird der Wille der 

arifvertragsparteien deutlich, der Arbeitnehmer könne seinen Urlaub ohne be­

sondere Gründe und ohne die Notwendigkeit der Übertragung vom 01. Januar 

eines Kalenderjahres bis zum 31. März des Folgejahres geltend machen. Dies 

ist eine wesentliche Abweichung von§ 7 Abs . 3 Satz 1 bis 3 BUrlG (BAG, Urteil 

vom 17.11.2015 - 9 AZR 275/14 zum im vorliegenden Fall ·streitigen MTV; zit. 

' 

. 

nach juris). Nach §.7 Abs. 3 Satz 1 bis·3 BUrlG geht der nicht genommene Ur­

laub grundsätzlich am 31 . Dezember des Kalenderjahres unter und wird nur bei 

dem Vorliegen der Übertragungsgründe bis zum 31 . März des Folgejahres 

übertragen. Insoweit besteht hier ein Unterschied zur streitgegenständlichen 

· tariflichen Regelung, da hier ohne weitere Voraussetzungen eine Üpertragung 

- 12 -
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bis.zum 3( März des Folgejahres vorge_sehen ist (BAG, Urteil vom 17.11.2015 
- 9 AZR 275/14; zit. nach juris), 

(2) Zwar widerspricht diese Auslegung der ,.Aüthentischen Interpretation" der 
Tarifvertragsparteien vom 23. März 1984, die sodann nochmals durch das 
Schreiben vom 26. ·März 19~4 sowie durch die Leitlinien vom 2. Juli 1990 bestä­
tigt wurde. Darin haben die Tarifvertragsparteien zum Ausdruck gebracht, dass 
gerade keine von dem gesetzlichen Fristenregime abweichende Regelung ge-

. troffen werden sollte, sondern vielmehr auch im Rahmen des MTV die gesetzli­
chen Übertragungsgründe für eine Übertragung über den 31. Dezember des 
Urlaubsjahres hinaus e·rforderlich sein sollen. Für die Auslegung des MTV kann 
diese gemeinsame Erläuterung jedoch nicht herangezogen werden. 

Gemeinsame Erläuterungen können für die Auslegung eines Tarifvertrags Be­
deutung gewinnen. Auch wenn ihnen selbst nicht der Charakter einer Tarifnorm 
zukommt, kann ihr Inhalt zur Ergänzung und E}estätigung einer Tarifauslegung 
herangezogen werden (BAG, Urteil vom 19.06.1974 - 4 AZR 436/73; zit. nach 
juris). Ein hieraus ersichtlicher Wille der Tarifvertragsparteien muss jedoch stets 
im Tarifwerk selbst einen objektiven Niederschlag gefunden haben. Der Inhalt 
gemeinsamer Erläuterungen _darf nicht im Widerspruch zum Wortlaut und Sinn 
des Tarifvertrags stehen (BAG, Urteil vom 05.12.2001 - 10 AZR 242/01; zit. 
nach juris) . 

. ' § 12 Abs. 1 Ziff. 11 MTV sieht lediglich vor, dass der Urlaub bis spätestens 
31. März des folgenden Kalenderjahres zu gewähren ist. Die Notwendigkeit der 
Übertragung des Urlaubs in das folgende Kalenderjahr hat im Wortlaut keinen 
Niederschlag gefunden. Dies gilt erst recht für das Erfordernis betrieblicher oder 
in der Person des Arbeitnehmers liegender Übertragungsgründe. Zud~m haben 
die Tarifvertragsparteien davon Abstand genommen, die „Authentische Interpre­
tation" vom 23. März 1984 in den nachfolgenden Manteltarifverträgen umzuset-
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z n. Dies könnte so auszulege.n sein, dass sie hiervon wieder Abstand genom-

m n haben (BAG, Urteil vom 17.11.2015 - 9 AZR 275/14; zit. nach juris). 

( ) Dieser Auffassung des Bundesarbeitsgerichts schließt sich die Kammer 

a eh im vorliegenden Fall an . Gerade die Tatsache, dass die Tarifvertragspar­

t ien, wie sich der 11Authentischen Interpretation" vom 23. März 1984 entneh­

en lässt, bereits seit Jahrzehnten um die Unklarheiten im Hinblick auf die an„ 

eblich erforderlichen Übertragungsgründe wussten und nichtsdestotrotz in kei­

er der folgenden Änderungen des MTV eine entsprechende Klarstellung auf­

enommen haben, spricht aus Sicht der· Kammer dafür, dass die „Authenti­

chen Interpretation" vom 23. März 1984 nicht mehr dem aktuellen Willen der 

arifvertragsparteien entspricht. Je_denfalls kann hiervon nicht ausgegangen 

erden. Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung der Tatsache, 

ass etwaige erforderliche Übertragungsgründe keinerlei Niederschlag im Wort­

laut der Tarifvertragsnorm gefunden haben, kann aus Sicht der Kammer nicht 

angenommen werden, dass diese Übertragungsgründe tatsächlich erforderlich 

sind. 

c. Der Anspruch des Klägers auf Gewährung von 10 Tagen tariflichen 

Mehrurlaubs aus dem Jahr 2015 ist jedoch aus anderen Gründen nicht mit Ab­

lauf des 31. März 2016 erloschen. Denn die Beklagte ist gemäß § 12 Abs. 1 

Ziff. 11- MTV in Verbindung mft dem Arbeitsvertrag aufgrund des Schreibens 

des Klägers vom 15. März 2016 \'.erpflichtet, diesen Urlaubsanspruch über den 

31. März 2016 hinaus zu übertragen. 

Gemäß § 12 Abs. 1 Ziff. 11 Satz 1 MTV ist der Urlaub spätestens bis 31. ·März 

des folgenden Kalende~jahr~ zu gewähren·. Nach Satz 2 .erlischt der Urlaubsan-

. 
. 

spruch, wenn er nicht bis zu diesem Zeitpunkt geltend gemacht worden ist. · 

aa. Die' Geltendmachung des Urlaubs erfolgte vorli_egend mit Schreiben des 

Klägers vom 15. März 2016. Hierin beantragte er ausdrücklich seinen Restur-
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laub aus dem Jahr 2015 ab dem 30. März 2016 und für den Fall, dass dies nicht 
möglich sein sollte, die Übertragung der Resturlaubstage über den 
31. März 2016 hinaus. Hiermit hat der Kläger aus Sicht der Kammer zum Aus­
druck gebracht, dass er die vollständigen Resturlaubstage aus dem Jahr 2015 
auch für den Zeitraum nach dem 31 . März 2016 weiterhin verlangt. 

bb. Der Urlaubsanspruch in Höhe von 1 O Tagen ist, entgegen :der Ansicht 
der Beklagten, auch nicht deshalb erloschen, weil es zum Zeitpunkt der Gel­
tendmachung und nach Rückkehr des Klägers aus der Arbeitsunfähigkeit nicht 
mehr ·möglich war, die streitgegenständlichen 10 Urlaubstage noch vor Ablauf 
des 31. März 2016 zu gewähren. Denn nach Auffassung der Kammer führt die 
fehlende tatsächliche Möglichkeit, den Urlaub auch noch vor dem 31. März des 
Folgejahres zu gewähren, nicht zu einem Erlöschen des Urlaubsanspruchs. 

(1) Zu der insoweit inhaltsgleichen Regelungen ·des § 12 Abs. 1 Nr. -10 
Satz 1 des Manteltarifvertrags für gewerbliche Arbeitnehmer und Angestellte in 
der chemischen Industrie vom 24.März 1979 hat das Bundesarbeitsgericht in 
früheren Entscheidungen die Auffas~ung vertreten, dass die Tarifnom, nicht nur 
das Recht des Arbeitgebers, den Urlaub zu erteilen, sondern auch das Recht 
des Arbeitnehmers, ihn zu nehmen, auf den 31. März des Folgejahres befriste. 
Die wirksame Gelten~machli~g_ im Sinne der Tarifbestimmung setze vora.us,. 
dass der Urlaub vor dem Eintritt der Befristung noch erfüllt _werde_n könne (SAG, 
Urteil vom 21.03.1995 - 9AZR959/93; BAG Urteil vom 15.01 .1987 -·a AZR 174/85; beides zit. nach juris). Die Vorschrift enthalte keine Regelung, 
wonach der Jahresurlaubsanspruch auch nach dem 31. März des Folgejahres 
erfüllt werden müsse, wenn er nur vom Arbeitnehmer vor dem 31 . März verlangt 
worden sei.· Er enthalte insoweit nur den Hinweis, -dass ohne wirksame Gel­
tendmachung der Rechtsverlust ·drohe (BAG, Urteil vom 21 .03.1995 -
9 AZR 959/93; zit. nach juris). 

- 15 -
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In einer Entscheidung vom 17. November 2015 (9 AZR 275/14) hat das Bun-

de arbeitsgericht hingegen im Hinblick auf den streitgegenständlichen 

§ 12 Abs. 1 Ziff. 11 MTV die Auffassung vertreten , dass Satz 2 der Tarifnorm 

da ür spreche, dass der Urlaub nicht bis zum 31. März des Folgejahres ge­

no men sein müsse, sondern auch dann nicht erlösche, ·wenn er bis zum 

31. März des Folgejahres, wenn auch für einen nachfolgenden Zeitraum, gel- . 

te d gemacht werde. Damit sei es ausreichend, dass der Urlaub his zu .diesem 

Z itpunkt verlangt werde (SAG, Urteil vom 17.11.2015-9.AZR275/14; zit. 

n eh juris). Dies~n (in dem dem Urteil zugrunde liegenden Rechtsstreit im Übri­

g n nicht entscheidungserheblichen) Aspekt zieht der 9. Senat des Bundesar­

b itsgerichts als weitere Begründung dafür heran, .dass die Tarifvertragspartei-

n des MTV ein von den gesetzlichen Regelungen losgelöstes Fristenregime 

ätten aufstellen wollen, da insoweit § 12 Abs: 1 Ziff. 10 Satz 2 MTV von § 7 

bs. 3 Satz 3 BUrlG abweiche, nach dem der Urlaub in den ersten drei Mona-

en des folgenden Jahres gewährt und genommen werden müsse (vgl. BAG, 

rteil vom 17.11.2015 ~ 9 AZR 275/14; zit. nach juris). 

(2) Die Kammer schließt sich dieser im Urteil vom 17. November 2015 

(9 AZR 275/14) durch das Bundesarbeitsgericht vertretenen Auffassung im vor­

lieg~nden Fall an. Hierfür spriclit eine Auslegu~g des§ 12 Abs_. 1 Ziff. 11 MTV. 

(a)' · Die AtJslegung eines normativen Teils eines Tarifvertrags folgt den für 

pie Auslegung von Gesetzen geltenclen Regeln. Danach il;>t zunächst vom Ta­

rifwortlaut auszugehen, wobei der maßgebliche Sinn der Erklärung zu erfor­

schen ist, ohne am Buchstaben zu haften. Bei nicht eindeutigem Tarifwortlaut 

ist der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien mit zu berücksichtigen, soweit er 

in den tariflichen Normen seinen Ni~derschlag gefunden hat. Abzustellen ist 

stets auf den tariflichen Gesamtzusammenhang, weil dieser Anhaltspunkte für 

den wirklichen. Wi!len der Tarifvertragsparteien liefert und nur so Sinn und 

Zweck der Tarifnorm zutreffend ermittelt werden kann. Lässt dies zweifelsfreie 

Auslegungsergebnisse nicht zu, dann können die Gerichte für Arbeitssachen 

- 16 -
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ohne Bindung an eine Reihenfolge weitere Kriterien wie Entstehungsgeschichte des Tarifvertrages, ggf. auch die praktische Tarifübung ergänzend hinzuziehen. Auch die Praktikabilität denkbarer Auslegungsergebnisse ist zu berücksichtigen. Im Zweifel gebührt derjenigen Tarifauslegung der Vorzug, die zu einer vemünf­tigen, sachgerechten zweckorientierten und praktisch brauchbaren Regelung führt (st. Rspr. , vgl. BAG, Urteil vom 22.04.2010 - 6 AZR 962/08 m.w.N.; zit. nach juris). 

(b) Dafür, dass der Urlaubsanspruch bei rechtieitiger Geltendmachung b·is zum 31. März des Folgejahres auch noch zu einem späteren Zeitpunktgenom­men werden kann, spricht aus Sicht der Kammer bereits der Tarifwortlaut. 

Denn die Tarifvertragsparteit;m haben in Satz 1 und Satz 2 des § 12 Abs .. 1 Ziff. 11 MTV unterschiedliche Verben gewählt. In · Satz 1 ist vori der „Gewäh­rung" des Urlaubs bis spätestens 31 . März die Rede, in Satz 2 von der „Gel­tendmachung.'' Die Geltendmachung eines Anspruchs stellt nach Auffassung der Kammer jedoch lediglich die Entäußerung der Beanspruchung dieses An­spruchs dar. Oem Begriff lässt sich nicht entnehmen, dass auc_h eine tatsächli­che Erfüllung des Urlaubsanspruchs b~s zum 31 . März des Folgejahres erfolgt sein muss. Es ist insbesondere nicht ersichtlich, warum die Tarifvertragspartei­en hier unterschiedliche Beg_riffe hätten wählen sollen, wenn im Endeffekt Satz 1 und Satz 2 der Tarifnorm den gleichen Regelu'ngsinhalt haben sollten: dass bis zum 31. März 2016 der Urlaub auch genommen sein muss. Aufgrund des Wortlauts der Norm ist daher nicht anzunehmen, dass hier in zwei unter-. schiedlichen Sätzen die inhaltsgleiche Regelung festgelegt werden sollt~. In . . 
. diesem Fall hätte Satz 2 des§ 12 Abs. 1 Ziff. 11 MTV erst gar nicht in die Tarif-norm aufgenommen werden müssen. 

Insoweit Verfän~t auch die Argumentation der Beklagten, es sei nicht nachvoll­ziehbar, warum die Tarifvertragsparteien bereits an eine Übertragung des Ur­laubs über den 31. Dezember des Kalenderjahres hinaus strengere. ·Anforde-
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ru en . hätten stellen wolle~-.als an eine Übertragung über den 31. März des 

enden Kalenderjahres hinaus, nicht. Denn nach dem oben Gesagten ist 

au h für eine Übertragung des Urlaubs über den 31. Dezember hinaus entge- · 

ge . den gesetzlichen Regelunge_n das Vorliegen bestimmter Gründe nicht er­

fo derlich. 

II Von den Kosten des Rechtsstreits haben gen:1äß § 46 Abs. 2 Satz 1 Ar-

G i.V.m. § 92 Abs. 1 Satz 1 ZPO der Kläger 23,08% und die Beklagte · 

;92% zu tragen. Dies entspr.icht dem Verhältnis, in dem die Parteien im vor­

genden Rechtsstreit n:,it ihren Anträgen i~ Verhältnis zum vo!lständigen 

treitgegenstandswert unterlegen sind bzw. die Klage zurückgenommen haben. 

ie Kostentrag.ungspflicht des Klägers ergibt sich im Hinblick auf die zurückge- · 

ommenen Klageanteile aus § 269 Abs. 3 Satz 2 ZPO. Die Kostentragungs­

flicht der Beklagten er_gibt sich aus §§ 92 Abs: 1 Satz { 91 ZPO, da sie inso­

weit mit ihrem Klageabweisungsantrag uriterlegen ist. 

III. Der Wert des Streitgegenstandes ist gemäß § 61 Abs. 1 ArbGG festzu­

_setzen. Er ist im vorliegenden Fall auf€ 1.333,33 festzusetzen. Dies entsprich~ 

dem Urlaubsentgelt, das der Kläger für den streitgegenständlichen Zeitraum 

von 10 Urlaubstagen hätte beanspruchen ~önnen. 

- Die R_echtsmittelbelehrung folgt auf der nächsten Seite. -
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Bittner ./. Bilflnger Maintenance GmbH r ' Rechtsmittelbelehrung Gegen dieses Urteil kann die unterlegene P13rtei Berufung einlegen, 

o wenn die Berufung im Urteil ausdrücklich zugelassen worden ist oder 
· 

o wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600 Euro übersteigt oder 

• in Rechtsstreitigkeiten über das Bestehen, das Nichtbestehen oder die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses. In anderen F~llen ist die Berufung unstatthaft. 
Die Berufung muss schriftlich bei dem 
Hessischen Landesarbeitsgericht, 

. 
Gutleutstraße 130, 60327 Frankfurt am Main oder Postfach 18 03 20, 600B4 Frankfurt am Main. eingelegt werden. 

Das Rechtsmittel muss schriftlich, per Telefax (Faxnummer. (069) 15047 - 8383), in der zugelassenen 
elektronischen Form oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
eingelegt werden. Die elektronische Form wird durch eine qualifizierte signierte Datei gewahrt, die nach den 
Maßgaben der Yerordnung Ober den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten und 
Staatsanwaltschaften vom 26. Oktober 2007 (GVBI. 1 2007, 699) in der jeweils geltenden Fassung (GVBI. II 20-31) 
in den elektronischen- Gerichtsbriefkasten zu übermitteln ist. 
Die Frist für die Einlegung der Berufung beträgt einen Monat, die Frist für die Begründung der Berufung zwei 
Monate. Beide Fristen beginnen mit der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils, spätestens aber 
mit Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung. · Berufungsschrift und Berufungsbegründung müssen von einem Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein . 
Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen: 
o Rechtsanwälte 

o Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände für ihre 
Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren 
Mitglieder, 

o Juristische Personen, die die Voraussetzungen des§ 11 Abs. 2 Satz 2_ Nr. 5 ArbGG erfüllen. 

gez. Dr. Daus 

RM8 6001 

Ausgefertigt 

Büger 
Angestellte als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Hinweis der Geschäftsstelle 
Oas Hessische Landesarbeitsgericht bittet, Im Falle der Berufungseinlegung sämtliche Schriftsätze ln fünffacher Ausfertigung einzureichen. Die beiden Oberstocke werden zur Information der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter benötigt. 

Die Elnrulchung olektronlcchor D~kumonte lol In den zugoloesonon Vur!ahrun möglich, siehe www.arbg-fronkfurt.Justli .hosson,de. 


